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TEIL I:  ZIELE, ZWECKE UND WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DES 

BEBAUUNGSPLANS 

 

0. Hintergrund des ergänzenden Verfahrens  
 

0.1 Vorgeschichte 
 

Bereits in den 1970er Jahren wurden für einige Bereiche des Siedlungsgebietes in 

Käfertal und Waldhof Bebauungspläne zur Rechtskraft gebracht, deren Festsetzungen 

neben einer Bebauung im vorderen Grundstücksbereich bereits auch eine Bebauung in 

den rückwärtigen Grundstücksbereichen ermöglichten (Siedlungsverdichtung). 

 

Am 22.01.1980 wurde der Bebauungsplan Nr. 73/18 „Zur Siedlungsverdichtung auf 

Grundstücken in Bereichen der Lampertheimer Straße, Aufstieg, Planetenweg, 

Sonnenschein, Kometenweg, Morgenröte, Abendröte, Regenbogen und andere in 

Mannheim-Waldhof/Käfertal“ als Satzung beschlossen und am 24.05.1980 zur 

Rechtskraft gebracht. 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 73/18 umschließt einen großen Teil der 

Siedlungsgebiete von Waldhof und Käfertal und ändert in seinem Geltungsbereich die 

wenigen dort bereits bestehenden Bebauungspläne. Der Bebauungsplan Nr. 73/18 

enthält schriftliche/textliche Festsetzungen:  

Zu A Allgemeine Festsetzungen. 

Zu B Festsetzungen über die zulässige Bebauung im vorderen 

Grundstücksbereich. 

Zu C Festsetzungen über die zulässige Bebauung im rückwärtigen 

Grundstücksbereich. Hier wurde noch einmal unterschieden in: 

 rückwärtige Grundstücksbereiche, die mit einer vollen Grundstücksseite 

an eine öffentliche Straße oder einen öffentlichen Weg angrenzen - hier 

wurden eingeschossige z. T. auch zweigeschossige Gebäude mit einem 

als Vollgeschoß anrechenbaren Dachgeschoß mit Satteldach festgesetzt 

und  

 rückwärtige Grundstücksbereiche, die nicht oder nicht mit einer vollen 

Grundstücksseite an eine öffentliche Straße oder einen öffentlichen Weg 

angrenzen –  hier wurden eingeschossige Gartenhofhäuser mit 

Flachdächern festgesetzt. 
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Darüber hinaus gibt es zeichnerische Erläuterungen zu den schriftlichen/textlichen 

Festsetzungen. 

 

Zum besseren Verständnis sind die Festsetzungen Teil C des Bebauungsplans Nr. 73/18 

über die zulässige Bebauung auf dem rückwärtigen Grundstücksbereich als Anlage 1 

dieser Begründung beigefügt. 

 

Da in den folgenden Jahren vermehrt Bauanträge eingereicht wurden, die in den 

rückwärtigen Grundstücksbereichen eine Bebauung mit Satteldächern zum Inhalt 

hatten, sollten die Festsetzungen zu C des Bebauungsplans 73/18 „Zur 

Siedlungsverdichtung auf Grundstücken in Bereichen der Lampertheimer Straße, 

Aufstieg, Planetenweg, Sonnenschein, Kometenweg, Morgenröte, Abendröte, 

Regenbogen u.a.“ - der in diesen Bereichen eingeschossige Gebäude mit Flachdach 

vorsah – dahin gehend geändert werden, dass künftig auch in diesen Bereichen 

Gebäude mit Satteldächern zulässig sind. Dazu wurde das 

Bebauungsplanänderungsverfahren Nr. 73.18a „(Siedlungsverdichtung) für das Gebiet 

Lampertheimer Straße 100 -148 usw“. in Mannheim/Waldhof/Käfertal eingeleitet.  

 

Der Änderungsbebauungsplan Nr. 73/18a „(Siedlungsverdichtung) für das Gebiet 

Lampertheimer Straße 100 -148 usw.“ wurde am 18.09.1984 als Satzung beschlossen 

und am 02.02.1985 öffentlich bekanntgemacht. 

 

Die inhaltlichen Änderungen bezogen sich im Wesentlichen auf die Festsetzungen zur 

Bebauung auf den rückwärtigen Grundstücksbereichen bezüglich 

 

o der Zulässigkeit von geneigten Dächern (Satteldach), 

o der Ausbaufähigkeit der Dachgeschosse und damit 

 der Erhöhung der Geschossfläche, 

o des Ausschlusses von Gartenhofhäusern, 

o der Erhöhung der Traufhöhe aufgrund der jetzt zulässigen Satteldächer  

o der Erweiterung des Geltungsbereichs um 5 neue Grundstücke in der Straße 

Regenbogen 36-42 

 

Außerdem wurde für das gesamte Gebiet ein Verbrennungsverbot festgesetzt. 

Die nicht geänderten Teile des Bebauungsplans Nr. 73/18 blieben weiterhin gültig.  
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Seitdem bildeten die Bebauungspläne  

 

- Nr. 73/18 „Zur Siedlungsverdichtung auf Grundstücken in Bereichen der 

Lampertheimer Straße, Aufstieg, Planetenweg, Sonnenschein, Kometenweg, 

Morgenröte, Abendröte, Regenbogen u.a.“ (1980) und  

- Nr. 73/18a „(Siedlungsverdichtung) für das Gebiet Lampertheimer Straße 100 -148 

usw.“ (1985)  

 

die Grundlage für Baugenehmigungen. 

 

 

0.2 Durchführung eines ergänzenden Verfahrens  

 

Vorliegend bestehen Zweifel an der Wirksamkeit des Bebauungsplans Nr. 73/18a 

„(Siedlungsverdichtung) für das Gebiet Lampertheimer Straße 100-148 usw.“, da das 

Verwaltungsgericht Karlsruhe in einem Rechtsstreit wegen einer auf Grundlage dieses 

Bebauungsplans erteilten Baugenehmigung diesen geprüft und nach summarischer 

Prüfung für unwirksam erachtet hat:  

 

Nach Auffassung des Verwaltungsgerichts Karlsruhe (Beschluss vom 30.11.20167, Az.: 

1 K 4581/16) dürfte es an einer ordnungsgemäßen Ausfertigung des Planes fehlen. Ein 

vom zuständigen Organ unterschriebener Ausfertigungsvermerk auf dem Plan sei nicht 

vorhanden. Der Oberbürgermeister habe zwar das Protokoll der Gemeinderatssitzung 

vom 18.09.1984 unterschrieben, und der Satzungsbeschluss sei dem Protokoll als 

Anlage beigefügt. Die Identität des Norminhalts mit dem vom Normgeber Beschlossenen 

sei jedoch dennoch unklar, denn weder den Anlagen zum Gemeinderatsprotokoll noch 

der Verfahrensakte lasse sich eine vollständige Fassung der schriftlichen Festsetzungen 

zum Bebauungsplan 73/18a vom 16.02.1984, Seite 1 bis 32, entnehmen. Die zuletzt der 

Verfahrensakte beigefügte vollständige Fassung der Festsetzungen trage des Datum 

vom 07.12.1983. Die der Beschlussvorlage und dem Gemeinderatsprotokoll beigefügte 

Fassung der Festsetzungen vom 16.02.1984 enthalte wiederum nur die Seiten 1, 7, 27 

f. der schriftlichen Festsetzungen. Dabei handele es sich zwar möglicherwiese um die 

im Hinblick auf den Bebauungsplan 73/18 tatsächlich geänderten schriftlichen 

Festsetzungen. Ein Hinweis hierauf finde sich jedoch nicht. Zudem scheine eine 

vollständige Neufassung des Planes 73/18 – jedenfalls hinsichtlich der rückwärtigen 

Bebauung – beabsichtigt gewesen zu sein, da die schriftlichen Festsetzungen 
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fortlaufend nummeriert wurden. Insgesamt bleibe damit unklar, welche Festsetzungen 

der Gemeinderat tatsächlich (erneut) gebilligt habe. 

 

Diesen rechtlichen Zweifeln soll durch das ergänzende Verfahren nach § 214 Abs. 4 

BauGB begegnet werden. 

 

Anlass für ein ergänzendes Verfahren muss nicht eine Entscheidung in einem 

Normenkontrollverfahren sein. Die Gemeinde kann auch aufgrund eigener Erkenntnisse, 

aufgrund von Rügen nach § 215 Abs. 1 Satz 1 BauGB, Hinweisen der Aufsichtsbehörde, 

rechtlicher Beratung oder inzidenter gerichtlicher Kontrolle zu dem Entschluss kommen, 

ein ergänzendes Verfahren durchzuführen (EZBK/Külpmann/Kalb, 124. EL Februar 

2017, BauGB § 214 Rn. 209). 

 

Ferner setzt die Durchführung des ergänzendes Verfahrens nicht voraus, dass über das 

Vorliegen eines Fehlers Gewissheit besteht (EZBK/Külpmann/Kalb, 124. EL Februar 

2017, BauGB § 214 Rn. 210). Die Gemeinde darf ein ergänzendes Verfahren auch 

betreiben, wenn sie nicht vom Vorliegen eines Fehlers überzeugt ist, aber 

aufgekommenen Zweifeln vorsorglich begegnen möchte (EZBK/Külpmann/Kalb, 124. EL 

Februar 2017, BauGB § 214 Rn. 210 unter Verweis auf BVerwG Beschl. v. 20.8.2009 – 

4 BN 11.09; Urt. v. 29.1.2009 – 4 C 16.07). 

 

Die Stadt Mannheim beabsichtigt daher, die Verfahrensmängel im ergänzenden 

Verfahren nach § 214 Abs. 4 BauGB zu beheben.  

Ziel dieses Vorgehens ist es, die 1984 in Teilbereichen des Plangebietes beschlossenen 

Änderungen gegenüber dem vorherigen Bebauungsplan Nr. 73.18 „Zur 

Siedlungsverdichtung auf Grundstücken in Bereichen der Lampertheimer Straße, 

Aufstieg, Planetenweg, Sonnenschein, Kometenweg, Morgenröte, Abendröte, 

Regenbogen u.a.“ jetzt rechtswirksam als Satzung zu beschließen und damit 

insbesondere die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ausweisung 

ausbaufähiger Dächer in den nachverdichteten Bereichen zu schaffen. 

Dazu wurde das Verfahren ab dem Zeitpunkt der Billigung (03.05.1984) mit geändertem 

Titel: Bebauungsplan Nr. 73.18a „Siedlungsverdichtung Waldhof/Käfertal“ wiederholt.  

 

Den im Rahmen des ergänzenden Verfahrens wiederholten Verfahrensschritten wurde 

die heutige Rechtslage zugrunde gelegt. Daher sind über die 1984 geplanten 

Teiländerungen des Bebauungsplans Nr. 73.18 „Zur Siedlungsverdichtung auf 

Grundstücken in Bereichen der Lampertheimer Straße, Aufstieg, Planetenweg, 
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Sonnenschein, Kometenweg, Morgenröte, Abendröte, Regenbogen u.a.“ hinaus 

Anpassungen und Änderungen sowohl inhaltlicher als auch redaktioneller Art 

erforderlich.  

 
 
0.3 Änderungen / Anpassungen gegenüber dem Bebauungsplan aus dem Jahr 1984  

 

 

Erforderliche Anpassungen durch geänderte Rechtsgrundlagen: 

 

Änderung des Bundesbaugesetzes (BBauG) in Baugesetzbuch (BauGB) 

Das ergänzende Verfahren wird auf der Grundlage des heute gültigen Baugesetzbuches 

durchgeführt. Hierzu wurde eine Umweltprüfung durchgeführt. Diese ermittelt und 

bewertet die aus der Bebauungsplanänderung resultierenden Umweltauswirkungen. Der 

Umweltbericht ist Bestandteil der Begründung (Teil II) der Bebauungsplanänderung Nr. 

73.18a „Siedlungsverdichtung Waldhof/Käfertal“. 

Änderung der Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

Die zum Satzungsbeschluss des Bebauungsplans Nr. 73/18a „(Siedlungsverdichtung) 

für das Gebiet Lampertheimer Straße 100-148 usw.“ in Mannheim/Waldhof/Käfertal 

(1984) gültige Fassung der Baunutzungsverordnung (BauNVO 1977) wurde mittlerweile 

weiterentwickelt. In der heute anwendbaren Fassung der BauNVO sind Grundflächen 

von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten bei der Grundflächenzahl 

mitzurechnen. In der Fassung der BauNVO von 1977 wurden diese Flächen nicht 

angerechnet. 

Um auch weiterhin das Maß der Bebaubarkeit der Grundstücke gemäß der Planung von 

1980/84 gewährleisten zu können, wird eine neue Festsetzung zur zulässigen 

Grundflächenzahl (GRZ) auf der Basis der Baunutzungsverordnung in der heute 

anwendbaren Fassung ergänzt (siehe Beschlussanlage 2). 

 

Änderung der Landesbauordnung (LBO):  

Zur Durchführung baugestalterischer Absichten können die Gemeinden örtliche 

Bauvorschriften nach Landesbauordnung (LBO) erlassen.  

1984 waren die Vorschriften zu baugestalterischen Regelungen in  §111 Abs. 1 der LBO 

festgelegt. Die Regelungen der heute gültigen Fassung der LBO nach § 74 Abs.1 sind 

mit diesen Regelungen weitgehend inhaltsgleich. Vorliegend wird eine eigenständige 

Satzung über örtliche Bauvorschriften erlassen (s. Beschlussanlage 3). 
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Entfall des Verbrennungsverbotes 

Auf die bei der im Satzungsbeschluss des Bebauungsplans Nr. 73/18a 

„(Siedlungsverdichtung) für das Gebiet Lampertheimer Straße 100-148 usw.“ 

beschlossene Aufnahme eines Verbrennungsverbotes wird im ergänzenden Verfahren 

verzichtet, da keine ausreichend fundierten Daten zu den lufthygienischen Verhältnissen 

im Plangebiet vorliegen und seit dem Vorliegen der 1. Bundesimmissionsschutz-

Verordnung (1. BImSchV 2010) die Anforderungen an Öfen zur Verbrennung von 

Scheitholz bereits festlegt sind. Es fehlt daher an der bauplanungsrechtlichen 

Erforderlichkeit gemäß § 1 Abs. 3 BauGB für ein solches Verbrennungsverbot. 

 

Keine Erweiterung des Geltungsbereichs um die Grundstücke in der Straße 

Regenbogen 36-42 

Die Erstreckung des räumlichen Geltungsbereichs auf die Grundstücke Regenbogen 36-

42, die im Änderungsbebauungsplan Nr. 73/18a von 1984 beschlossen worden war, ist 

im Rahmen einer reinen Bebauungsplanänderung rechtlich nicht möglich, da es sich 

insoweit um eine erstmalige Überplanung der Grundstücke handelt. Im ergänzenden 

Verfahren wird daher von dieser Erweiterung des Geltungsbereichs abgesehen. 

Bauanträge für eine rückwärtige Bebauung auf diesen Grundstücken sind daher allein 

auf der Basis des alten Baufluchten- und Aufbauplans in diesem Bereich zu beurteilen  

(siehe Beschlussanlage 1). 

 

1. Anlass und Ziele der Planung 

 

1.1 Abgrenzung, Lage und Größe des Plangebietes  

 

Das Plangebiet erstreckt sich über Teilbereiche der  Stadtteile Waldhof und Käfertal. Es 

umfasst folgende Grundstücke: 

 

Lampertheimer 
Straße 

100-148 und  
101-107, 137-143 

Mittelried  1-17 und 8 

Abendröte  
41-55 und  
10-18, 42-54 

Morgenröte  3-45 und 4-42 

Aufstieg  3-17 und 4-18; 
Neue 
Heimat  

17-31 und 4-38 
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Eigene Scholle  
1-17, 39-81 und  
40-82 

Neues 
Leben  

2a-78 und  
3-29, 39-61 

Freie Luft  2-26 
Planeten-
weg  

21-39 und 30-52; 
 

Frohe Arbeit  3-21 und 4-22 
Regen-
bogen  

3-25 und 4-26  

Große 
Ausdauer  

1-21 und 2a-24 Speckweg  
175-207 und 90-174 
 

Guter 
Fortschritt  

3-33 und 4-30 
Sonnen-
schein  

3-19; 23-45 und 
2a-46 

Hessische 
Straße  

43 und 18-50 
Starke 
Hoffnung  

3-43 und 4-42 
 

Kleiner Anfang  1-33 und 2-34 Waldstraße  
165-181, 193-213 und  
174-226 

Kometenweg  3-41 und 4-42 Winkelweg  
3-13; 39-41 und 
4-68 

Korbangel  1-59 und 16-50 Zäher Wille  
3-23 und  
2-28, 34-38 

Lichte Zeile  8-30 
Flurstücks-
nummern  

8403/87, 8403/88 und 8484/5 

 
 

1.2 Erfordernis der Planaufstellung 

 

Anlass für die Änderung des Bebauungsplanes 73/18 „Zur Siedlungsverdichtung auf 

Grundstücken in Bereichen der Lampertheimer Straße, Aufstieg, Planetenweg, 

Sonnenschein, Kometenweg, Morgenröte, Abendröte, Regenbogen u.a.“ ist der Wunsch 

von Grundstückseigentümern bzw. Bauherren, auf den rückwärtigen Grundstücken 

Gebäude mit Satteldächern bzw. Walmdächern zu errichten.  

Dazu ist eine Teiländerung des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 73/18 „Zur 

Siedlungsverdichtung auf Grundstücken in Bereichen der Lampertheimer Straße, 

Aufstieg, Planetenweg, Sonnenschein, Kometenweg, Morgenröte, Abendröte, 

Regenbogen u.a.“ notwendig.  

Der Technische Ausschuss hat am 06.12.1983 den Aufstellungsbeschluss für diese 

Änderung gefasst.  
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1.3 Ziele der Planung 

 

Mit der vorliegenden Bebauungsplanänderung sollen die planungsrechtlichen 

Voraussetzungen für die Zulassung von 20°-30° Sattel- bzw. Walmdächern geschaffen 

werden. Die bisher zulässigen Gartenhofhäuser entfallen. Zur Umsetzung des  

Planungsziels sind verschiedene weitere Festsetzungen zum Maß der baulichen 

Nutzung erforderlich. Ergänzend werden örtliche Bauvorschriften zur Gestaltung der 

Dächer und Einfriedungen in einer separaten Satzung festgeschrieben. 

Von der Änderung sind in erster Linie die rückwärtigen Grundstücke bzw. rückwärtigen 

Grundstücksteile ehemaliger Siedlergrundstücke des Plangebietes Waldhof-Käfertal 

betroffen, die nicht mit einer vollen Seite an eine öffentliche Straße oder einen 

öffentlichen Weg angrenzen.  

 

2. Gegenwärtige Nutzungen im Plangebiet und in den benachbarten Gebieten 

 

Im Plangebiet und in den benachbarten Gebieten befinden sich Wohngebiete und die 

dafür notwendige Infrastruktur. 

 

 

3. Planungen und rechtliche Vorgaben für das Plangebiet  

 

3.1 Übergeordnete Planungen 

 

Flächennutzungsplan (FNP) 2015/20 

Im Flächennutzungsplan (FNP) 2015/20 ist der gesamte Geltungsbereich des 

Bebauungsplanentwurfes Nr. 73.18a „Siedlungsverdichtung Waldhof/Käfertal“ als 

Wohnbaufläche dargestellt. Die Bebauungsplanänderung ist somit aus dem am 

15.07.2006 wirksam gewordenen Flächennutzungsplan des Nachbarschaftsverbandes 

Heidelberg-Mannheim entwickelt. 

  

3.2 Bisheriges Planungsrecht 

 

Am 22.01.1980 wurde der Bebauungsplan Nr. 73/18 zur Siedlungsverdichtung auf 

Grundstücken in Bereichen der Lampertheimer Straße, Aufstieg, Planetenweg, 

Sonnenschein, Kometenweg, Morgenröte, Abendröte, Regenbogen und andere in 

Mannheim-Waldhof/Käfertal (Anlage 1) als Satzung beschlossen und am 24./25.05.1980 

zur Rechtskraft gebracht.  
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Im Geltungsbereich des bestehenden Bebauungsplans sind reine Wohngebiete (WR) 

und allgemeine Wohngebiete (WA) festgesetzt. 

 

 

 

4. Städtebauliches Konzept 

 

Das städtebauliche Konzept baut auf dem seit 1980 rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 

73/18 „Zur Siedlungsverdichtung auf Grundstücken in Bereichen der Lampertheimer 

Straße, Aufstieg, Planetenweg, Sonnenschein, Kometenweg, Morgenröte, Abendröte, 

Regenbogen und andere“ in Mannheim-Waldhof/Käfertal auf. Damit wurden die 

Grundlagen für die maßvolle Nachverdichtung des Plangebietes durch Schaffung von 

Planungsrecht für die Ausweisung von Bebauungsmöglichkeiten auf den rückwärtigen 

Grundstücksteilen geschaffen. Die Änderung der Bauform in den rückwärtigen 

Grundstücksbereichen durch den Bebauungsplan Nr. 73.18a hat mehrere Änderungen 

zur Folge, die sich insbesondere auf das Maß der baulichen Nutzung beziehen. Darüber 

hinaus werden gestalterische Festsetzungen zu den Dächern und Einfriedungen in eine 

Satzung über örtliche Bauvorschriften aufgenommen. Die Änderungen des 

Bebauungsplans umfassen daher neue Festsetzungen, geänderte bzw. neu formulierte 

Festsetzungen sowie die Streichung von Festsetzungen. Diese Änderungen sind in der 

folgenden Tabelle im Detail dargestellt. Die nicht veränderten Festsetzungen des 

Bebauungsplans Nr. 73/18 gelten unverändert fort.  
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Bebauungsplan Nr. 73/18 

(Rechtsverbindlich  1980) 
 

Bebauungsplan-Entwurf  

Nr. 73.18a              (2017) 

 

C 

 

REGELT DIE ZULÄSSIGE BEBAUUNG AUF DEM RÜCKWÄRTIGEN 

GRUNDSTÜCKSBEREICH 

 

C  

Pkt. 2.2 

 

Bebaubarkeit von einem 

rückwärtigen Grundstück,  

das mit einer vollen 

Grundstücksseite an eine 

öffentliche Straße oder an 

einen öffentlichen Weg 

angrenzt. 

 

 

C 1  

Pkt. 2.2 

 

Bebaubarkeit von einem  

rückwärtigen Grundstück,  

das mit einer vollen 

Grundstücksseite an eine  

öffentliche Straße oder an  

einen öffentlichen Weg  

angrenzt. 

 

 

2.2.1.1 

 

Maß der baulichen Nutzung 

 

 

 

2.2.1.1.3 

 

Die Tiefe des Gebäudes darf nicht 

mehr als 12,0 m betragen. 

 

2.2.1.2 Bauweise 

 

2.2.1.2.2 

 

Soweit die festgesetzten 

Baugrenzen dies zulassen,  

kann unabhängig von der 

Bebauung auf 

Nachbargrundstücken an die 

gemeinsamen Grenzen mit 

solchen rückwärtigen 

Grundstücken gebaut werden, 

die nicht an eine öffentliche 

Straße oder einen öffentlichen 

Weg angrenzen.  

Mit Ausnahme der gemeinsamen 

Grenze zum Vordergrundstück ist 

 

2.2.1.2.2 

 

Sind keine Abstandsflächen 

zeichnerisch festgesetzt,  

kann unabhängig von der 

Bebauung auf 

Nachbargrundstücken an die 

gemeinsamen Grenzen mit 

solchen rückwärtigen 

Grundstücken gebaut werden,  

die nicht an eine öffentliche  

Straße oder einen öffentlichen 

Weg angrenzen.  

Mit Ausnahme der gemeinsamen 

Grenze zum Vordergrundstück ist 
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eine Bebauung an die 

gemeinsame Grenze eines 

ebenfalls an eine öffentliche 

Straße oder einen öffentlichen 

Weg angrenzenden 

Nachbargrundstücks dann 

zulässig, wenn gewährleistet ist, 

dass auf diesem 

Nachbargrundstück mit der dort 

zulässigen Bebauung ein 

seitlicher Grenzabstand von  

6,00 m eingehalten wird.  

eine Bebauung an die 

gemeinsame Grenze eines 

ebenfalls an eine öffentliche 

Straße oder einen öffentlichen 

Weg angrenzenden 

Nachbargrundstücks dann 

zulässig, wenn gewährleistet ist, 

dass auf diesem 

Nachbargrundstück mit der dort 

zulässigen Bebauung ein  

seitlicher Grenzabstand von  

6,00 m eingehalten wird.  

 

2.2.1.3 

 

Baugestaltung  

 

2.2.1.3.1.2 

 

Es ist die Dachneigung der 

unmittelbar angrenzenden 

Nachbarbebauung zu 

übernehmen. 

 

 

 

 

Festsetzung entfällt. 

Neue Regelungen zur 

Dachneigung in § 3 (2) der 

Örtlichen Bauvorschriften. 

 

 
Bebauungsplan Nr. 73/18 

(Rechtsverbindlich  1980) 
 

Bebauungsplan-Entwurf  

Nr. 73.18a              (2017) 

 

C 

 

REGELT DIE ZULÄSSIGE BEBAUUNG AUF DEM RÜCKWÄRTIGEN 

GRUNDSTÜCKSBEREICH 

 

C  

Pkt. 2 

 

Bebaubarkeit von einem 

rückwärtigen Grundstück, das 

nicht oder nicht mit einer vollen 

Grundstücksseite an eine 

öffentliche Straße oder an einen 

öffentlichen Weg angrenzt. 

 

C 3  

Pkt. 2.1 

 

Bebaubarkeit von einem 

rückwärtigen Grundstück, das 

nicht oder nicht mit einer vollen 

Grundstücksseite an eine 

öffentliche Straße oder an einen 

öffentlichen Weg angrenzt. 

 

2.1.1 

 

Eingeschossiges Gebäude 

 

2.1.1 

Gebäude mit max. zwei 

Vollgeschossen 
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2.1.1.1  

 

Maß der baulichen Nutzung 

 

2.1.1.1.1 

 

Das Maß der baulichen Nutzung 

darf höchstens betragen: 

2.1.1.1.1 

 

Das Maß der baulichen Nutzung  

darf höchstens betragen: 

Grundflächenzahl  

GRZ 0,4 
 

Grundflächenzahl  

GRZ 0,4 

 

Geschoßflächenzahl 

GFZ 0,4 
 

Geschoßflächenzahl 

GFZ 0,6 

 

Bei Anordnung eines fremder 

Sicht entzogenen Gartenhofes 

(Gartenhofhaus)          GRZ 0,6 

                                    GFZ  0,6 

 
Festsetzungen zu 

Gartenhofhäusern entfallen. 

 

2.1.1.1.2 

 

Als Höchstzahl der Geschosse ist 

ein Vollgeschoß zulässig. 

 

 

2.1.1.1.2 

 

Als Höchstzahl der Geschosse sind 

zwei Vollgeschosse zulässig. 

   

2.1.1.1.3 

 

 

In reinen- (WR) und in 

allgemeinen Wohngebieten (WA) 

darf die zulässige Grundfläche 

durch die Grundflächen der in § 

19 Abs. 4, Nr. 1 und 3 BauNVO 

bezeichneten Anlagen bis zu 

einer Grundflächenzahl (GRZ) 

von 0,8 überschritten werden. 

 

2.1.1.2.1  Bauweise 

 

2.1.1.2.2 

 

Soweit die festgesetzten 

Baugrenzen dies zulassen,  

kann unabhängig von der 

Bebauung auf 

 

2.1.1.2.2 

 

Sind keine Abstandsflächen 

zeichnerisch festgesetzt,  

kann unabhängig von der  

Bebauung auf  
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Nachbargrundstücken, an die 

seitlichen und rückwärtigen 

Grundstücksgrenzen gebaut 

werden. 

Wird ein Abstand von seitlichen 

und rückwärtigen 

Grundstücksgrenzen eingehalten, 

muss er mind. 3 m betragen. 

Nachbargrundstücken, an die 

seitlichen und rückwärtigen 

Grundstücksgrenzen gebaut  

werden. 

Wird ein Abstand von seitlichen  

oder rückwärtigen  

Grundstücksgrenzen eingehalten,  

muss er mind. 3 m betragen. 

 

Eine rückwärtige Grenzbebauung 

ist generell dann zulässig, wenn 

bereits auf dem rückwärtig 

angrenzenden Nachbargrundstück 

an die gemeinsame rückwärtige 

Grundstücksgrenze gebaut ist. 

   

2.1.1.3.2 

2.1.1.3.2.1 

 

Traufhöhe  

Die Höhe des Schnittpunktes von 

Dachhaut und Außenwand kann 

über umgebendem Gelände max. 

3,5 m betragen. 

 

2.1.1.3 

 

Baugestaltung 

 

2.1.1.3.1.1 

 

 

Für das Gebäude ist ein 

Flachdach vorgeschrieben.  

Als Flachdach gelten auch 

flachgeneigte Dächer mit einer 

Neigung von max. 10°.  

In diesem Fall ist die Dach-

konstruktion, an den freier Sicht 

ausgesetzten Seiten, mit 

waagrechter Blende zu 

verdecken; Blendenhöhe max. 

0,90 m. 

  

Festsetzungen zu Flachdächern 

entfallen. 

Neue Regelungen zur 

Dachgestaltung in § 3 der 

Örtlichen Bauvorschriften. 
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2.1.1.3.2 Gartenhofhaus 

 

2.1.1.3.2.1 

 

 

Bei einem Gartenhofhaus ist ein 

fremden Einblick entzogener 

Gartenhof von mind. 40 m² 

Grundfläche anzulegen.  

Als Ausnahme ist eine 

Reduzierung des Gartenhofes auf 

16 m² zulässig, wenn das 

rückwärtige Grundstück nicht 

größer als 200 m² ist.  

Der Gartenhof darf an keiner 

Stelle enger als 4,00 m sein.  

Der Gartenhof darf nicht mehr als 

0.50 m über umgebendem 

Gelände liegen. 

  

Festsetzungen zu 

Gartenhofhäusern entfallen. 

 

2.1.1.3.3 

 

Einfriedigung 

 

2.1.1.3.3.1 

 

 

Der Gartenhof ist allseits mit einer 

mind. 1,80 m und höchstens 2,25 

m hohen Sichtschutzwand aus 

Mauerwerk, Beton- und 

Holzelementen einzufriedigen. 

Die Gartenhofeinfriedigung ist 

innerhalb der Baugrenze zu 

erstellen, wenn die Baugrenze 

zwischen einem Gartenhof und 

einer öffentlichen Straße oder 

einem öffentlichen Weg liegt.  

Die angegebenen Höhen sind 

vom innenliegenden Gartenhof 

aus zu messen. 

 

 

 

Die Festsetzungen zu 

Einfriedigungen für 

Gartenhofhäuser entfallen. 

 

Neue Regelungen zu 

Einfriedungen in 

§ 4 der Örtlichen Bauvorschriften. 
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2.1.1.3.3.2 

 

 

Die Einfriedigung, die nicht der 

Bildung eines Gartenhofes dient, 

ist in Maschendraht zu erstellen. 

Ihre Höhe darf nicht mehr als 

1,00 m betragen. 

 

  

Die Festsetzung entfällt. 

 

 

 
 

5. Begründung der Festsetzungen 

 

5.1 Maß der baulichen Nutzung 

 

Für die rückwärtigen Grundstücke mit der zulässigen Bebauung entsprechend den 

separaten schriftlichen Festsetzungen C 3, wird die Grundflächenzahl (GRZ), wie bisher 

bereits zulässig, mit 0,4  und die Geschoßflächenzahl (GFZ) mit 0,6 (bisher 0,4, wenn 

kein Gartenhof gebildet wurde) festgesetzt. Die Gartenhofhäuser entfallen. Mit den 

Änderungen soll der Bautypus eines 2-geschossigen Hauses mit geneigtem Dach 

ermöglicht werden. Die Erhöhung der Geschossflächenzahl ermöglicht hier sinnvolle 

Hausgrößen und geht nicht über die in der Vergangenheit bei Gartenhofhäusern 

zulässige GFZ hinaus.  Ergänzend wird eine Festsetzung zur zulässigen Traufhöhe und 

zur maximalen Gebäudetiefe aufgenommen, um in den rückwärtigen Bereichen die 

Verdichtung zu begrenzen.  
 

Mit der Änderung der Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung greifen die 

Regelungen der aktuellen BauNVO zur Berechnung der GRZ. Auf Grundlage der 

Baunutzungsverordnung von 1977 mussten nach § 19 Abs. 4 bei der Ermittlung der 

überbaubaren Grundstücksflächen (GRZ) die Flächen und Anlagen u.a. für Stellplätze, 

Garagen und deren Zufahrten nicht angerechnet werden. Gemäß § 19 Abs. 4 der 

Baunutzungsverordnung in der heute gültigen Fassung müssen diese Flächen bei der 

Ermittlung der überbaubaren Grundstücksflächen (GRZ) angerechnet werden. 

Aufgrund der langen Zufahrten der rückwärtigen Grundstücksbereiche nehmen die 

Flächen insbesondere für Zufahrten einen vergleichsweise hohen Anteil ein. Daher wird 

eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 

4, Nr. 1 und 3 BauNVO bezeichneten Anlagen bis zu einer Grundflächenzahl (GRZ) von 

0,8 zugelassen.  
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5.2 Bauweise 

 

Bei den schriftlichen Festsetzungen Nr. 2.1.1.2.2 (C 3) und 2.2.1.2.2 (C1) über die 

Bauweise zur zulässigen Bebauung im rückwärtigen Grundstücksbereich wird eine 

Formulierung der Festsetzung zum besseren Verständnis redaktionell geändert. Diese 

neue Formulierung dient lediglich der Klarstellung der bisherigen Formulierung. 

 

6. Begründung der örtlichen Bauvorschriften 

 

§1 Dachneigung 

Für rückwärtige Gebäude entsprechend der separaten örtlichen Bauvorschrift C 1 ist die 

Dachneigung der unmittelbar angrenzenden, direkt an öffentliche Straßen und Wegen 

liegenden, Nachbarbebauung zu übernehmen 
 

Für rückwärtige Gebäude entsprechend der separaten Festsetzung C 3 wird ein 

symmetrisches Sattel- bzw. Walmdach mit einer Neigung von 20°-30° festgesetzt. Die 

für die umgebende Bebauung gültigen Festsetzungen über die Zulassung von 

Dachaufbauten werden übernommen.  
 

Gebäude mit geneigten Dächern fügen sich städtebaulich besser in die bestehende 

Bebauung ein. Zulässig sind auch geringere Dachneigungen und nichtausbaufähige 

Dächer. Der Ausbau des Dachgeschosses ist nur dann zulässig, wenn von dort kein 

Einblick in bestehende fremder Sicht entzogene Gartenhöfe möglich ist. 

 

§ 2 Einfriedungen 

Die rückwärtigen Grundstücke (C 3) können, gemessen ab Oberkante umgebendem 

Gelände, allseits mit einem max. 1,80 m hohen Sichtschutz aus Hecken oder intensiv zu 

begrünendem Mauerwerk-, Beton- oder Holzelementen eingefriedet werden. Im Bereich 

der Terrasse kann die Höhe max. 2,30 m betragen.  

Die örtlichen Festsetzungen zu Einfriedungen mussten durch die Zulassung von 

geneigten Dächern und den damit verbundenen Festsetzungen in den C 3-Bereichen 

neu geregelt werden. Die Einfriedungen sollen einen Sichtschutz zwischen den 

Grundstücken und privaten Freibereichen ermöglichen, der potentielle Konflikte bei einer 

rückwärtigen Bebauung reduziert oder vermeidet. 
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7. Auswirkungen der Planung 

 

7.1 Umweltbelange 

 

Das ergänzende Verfahren wird auf der Grundlage des heute gültigen Baugesetzbuches 

durchgeführt. Für das Verfahren wurde deshalb eine Umweltprüfung durchgeführt. Diese 

ermittelt und bewertet – sofern vorhanden - die aus der Bebauungsplanänderung 

resultierenden Umweltauswirkungen. Der Umweltbericht ist als Teil II Bestandteil der 

Begründung. 


